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§1 Name und Sitz

(1)

(2)
(3)
(4)

Der Verein fiihrt den Namen ,Freunde und Forderer der Freiwilligen Feuerwehr Oderwitz
Ortsfeuerwehr Oberoderwitz e.V.”

Sitz des Vereins ist Oderwitz.
Der Verein soll im Vereinsregister des Amtsgerichts Dresden eingetragen werden.

Das Geschaftsjahr ist das Kalenderjahr.

§2 Zweck des Vereins

(1)

(2)

(3)

(4)

(5)
(6)

(7)

(8)

Der Verein verfolgt ausschlieBlich und unmittelbar gemeinnitzige Zwecke im Sinne des
Abschnitts ,Steuerbeglinstige Zwecke” der Abgabenordnung.

Zweck des Vereins ist die Beschaffung von Mitteln fir die Freiwillige Feuerwehr Oderwitz
Ortsfeuerwehr Oberoderwitz zur Verwirklichung ihrer steuerbegiinstigten Zwecke. Der Sat-
zungszweck wird insbesondere verwirklicht durch die Weiterleitung der Mittel an die Ge-
meinde Oderwitz zur Férderung des Feuerschutzes.

Weitere Zwecke sind:

a) die Forderung des Feuerwehrsports
b) die Forderung des traditionellen Brauchtums
c) die Forderung der Jugendhilfe
Die Ziele und Vereinszwecke werden insbesondere verwirklicht durch:

a) Der Zweck wird verwirklicht durch die Beschaffung und Weiterleitung von Mitteln, an
eine Korperschaft des offentlichen Rechts, zur Forderung des Brandschutzes

b) Dem Fihren einer Chronik, der Sammlung, der Pflege, Verarbeitung und
Veroffentlichung der Feuerwehrhistorik

c) Teilnahme an 6ffentlich wirksamen Veranstaltungen zur Gewinnung neuer Mitglieder
und Erstellung von Werbematerialien

d) Teilnahme an sportlichen Wettkampfen der Feuerwehr
e) Ausbildung und Teilnahme an Veranstaltungen fiir Kinder und Jugendliche
f) Durchfiihrung von freizeit- und feuerwehrorientierten Veranstaltungen

g) Pflege und Instandhaltung der Feuerwehrtechnik insbesondere Neubeschaffung von
Technik fur den vorbeugenden und abwehrenden Brandschutz

Der Verein ist selbstlos tatig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

Mittel des Vereins dirfen nur zu satzungsmafigen Zwecken verwendet werden. Die
Mitglieder erhalten keine Zuwendung aus den Mitteln des Vereins.

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch
unverhaltnismaRig hohe Verglitung beglinstigt werden.

Ausscheidende Mitglieder haben gegen den Verein keine Anspriiche auf Zahlung des Wertes
eines Anteils am Vereinsvermogen.
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§3 Mitglieder des Vereins

(1)

(2)

(3)

(4)
(5)

(6)

Der Verein hat folgende Mitglieder:
a) ordentliche Mitglieder
b) auBerordentliche Mitglieder

c) Personen bis zum Eintritt der Volljahrigkeit mit Zustimmung der gesetzlichen
Vertreter

d) Fordernde Mitglieder
e) Ehrenmitglieder

Ordentliche Mitglieder sind aktive und passive Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr
Oderwitz Ortfeuerwehr Oberoderwitz

Aullerordentliche Mitglieder sind alle natirlichen und juristischen Personen, die nicht
angehorige der aktiven oder passiven Abteilung der Freiwilligen Feuerwehr Oderwitz
Ortsfeuerwehr Oberoderwitz sind.

Personen bis zum Eintritt der Volljahrigkeit sind Mitglieder der Jugendfeuerwehr.

Fordernde Mitglieder des Vereins konnen natirliche und juristische Personen werden, die
den Verein und seine Aufgaben ideell und materiell unterstiitzen wollen. Sie haben kein
Stimmrecht in der Mitgliederversammlung.

Ehrenmitglieder sind Personen, die sich um die Férderung und Arbeit des Vereins besonders
verdient gemacht haben.

§4 Erwerb der Mitgliedschaft

(1)

(2)

(3)

(4)
(5)
(6)

Die Aufnahme eines Mitglieds erfolgt durch Beschluss des Vereinsvorstandes aufgrund eines
schriftlichen Aufnahmeantrages, der an den Verein zu richten ist.

Der Aufnahmeantrag Minderjahriger Mitglieder bedarf der schriftlichen Genehmigung der
gesetzlichen Vertreter, die damit gleichzeitig die Zustimmung zur Wahrnehmung der
Mitgliederrechte und —pflichten durch den Minderjahrigen erteilen.

Eine Ablehnung des Aufnahmeantrages durch den Vereinsvorstand, die keiner Begriindung
bedarf, ist unanfechtbar.

Die Mitgliedschaft beginnt mit Handschlag durch den Vorsitzenden des Vereins.
Es gibt keinen Rechtsanspruch auf Aufnahme in den Verein.

Ehrenmitglieder werden durch den Vereinsvorstand ernannt und die Ernennung Bedarf der
Zustimmung des Ernannten. Dessen Mitgliedschaft ist kostenfrei.
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§5 Beendigung der Mitgliedschaft
(1) Die Mitgliedschaft eines Mitglieds endet durch:
a) Austritt,
b) Ausschluss aus dem Verein
¢) Tod, ausgenommen juristische Personen.

(2) Mit dem Ausscheiden aus dem Verein erléschen alle Rechte und Pflichten des Mitglieds
gegenliber dem Verein.

(3) Bestehende Beitragspflichten (Schulden) gegenliber dem Verein bleiben unberihrt.

§6 Austritt aus dem Verein - Kiindigung der Mitgliedschaft

Der Austritt ist schriftlich gegeniiber dem Vorstand zu erkldren und nur zum Abschluss eines
Geschaftsjahres mit einer Frist von 6 Wochen vor Ablauf dessen moglich.

§7 Ausschluss aus dem Verein

(1) Der Ausschluss eines Mitglieds kann durch den Vereinsvorstand beschlossen werden, wenn
das Mitglied:

a) die Bestimmung der Satzung, Ordnungen oder die Interessen des Vereins verletzt,
b) die Anordnung oder Beschliisse der Vereinsorgane nicht befolgt,

¢) mit der Zahlung seiner finanziellen Verpflichtungen gegeniiber dem Verein trotz
zweimaliger schriftlicher Mahnung im Riickstand ist.

(2) Vor der Entscheidung (iber den Ausschluss hat der Vereinsvorstand dem Mitglied die
Gelegenheit zu geben, sich mindlich oder schriftlich zu duBern; hierzu ist das Mitglied unter
Einhaltung einer Frist von 14 Tagen schriftlich aufzufordern.

(3) Die Entscheidung lber den Ausschluss ist schriftlich zu begriinden und dem Betroffenen
postalisch zukommen zu lassen.

(4) Gegen den Ausschlussbeschluss steht dem Betroffenen kein Berufungsrecht zu.

§8 Beitragsleistungen- und Pflichten

(1) Die Mitglieder sind verpflichtet, Beitrage an den Verein zu leisten, deren Erhebung (iber die
Hohe auf Vorschlag des Vereinsvorstandes von der Mitgliederversammlung beschlossen
wird.

(2) Beitrage sind durch die Mitglieder It. Beitragsordnung zu leisten.

(3) Der Vereinsvorstand wird ermachtigt, einzelnen Mitgliedern auf deren Antrag hin die
bestehenden und kiinftigen Beitragspflichten zu stunden, zu ermaRigen oder zu erlassen. Das
Mitglied muss die Griinde fiir seinen Antrag glaubhaft darlegen und im Einzelfall nachweisen.

(4) Weitere Einzelheiten zum Beitragswesen kann der Vereinsvorstand in der Beitragsordnung
regeln.
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§9 Abwicklung des Beitragswesens

(1)

(2)

(3)

(4)

Der Jahresbeitrag ist am 15.03. des Jahres fallig und muss bis dahin auf dem Konto des
Vereins eingegangen sein.

Die Aufnahme in den Verein ist davon abhangig, dass sich das Mitglied fir die Dauer der
Mitgliedschaft  verpflichtet, am  SEPA-Lastschriftverfahren flir den Einzug der
Mitgliedsbeitrage teilzunehmen. Die Erklarung des Mitgliedes erfolgt dazu auf dem
Aufnahmeformular.

Das Mitglied ist verpflichtet, dem Verein laufend Anderungen der Kontonummer, den
Wechsel des Bankinstituts sowie die Anderung der persdnlichen Anschrift mitzuteilen.

Mitglieder die nach der Falligkeit des Jahresbeitrages dem Verein beitreten, sind verpflichtet
den Mitgliedsbeitrag fiir das laufende Geschaftsjahr zu entrichten.

§10 Die Vereinsorgane

Die Organe des Vereins sind:

a) die Mitgliederversammlung

b) der Vorstand gemal §26 BGB.

§11 Allgemeines zur Arbeitsweise der Organe und deren Mitglieder

(1)

(2)
(3)

(4)

Jedes Amt im Verein beginnt mit der Annahme der Wahl und endet mit dem Ricktritt, der
Abberufung oder der Annahme der Wahl durch den neu gewahlten Nachfolger im Amt.

Die Organfunktion im Verein setzt die Mitgliedschaft im Verein voraus.

Die weiblichen Mitglieder der Vereinsorgane fiihren ihre Amtsbezeichnung in weiblicher
Form.

Abwesende kénnen nur dann in eine Organfunktion gewahlt werden, wenn sie dazu die
Annahme der Wabhl schriftlich gegeniiber dem Vereinsvorstand erklart haben.

§12 Vergiitung fiir die Vereinstitigkeit, Aufwandsentschidigung

(1)

(2)

(3)
(4)

(5)

Die Organamter des Vereins werden grundsatzlich ehrenamtlich ausgelibt. Die Satzung kann
hiervon Ausnahmen ausdrcklich zulassen.

Bei Bedarf kénnen die Organdamter im Rahmen der haushaltsrechtlichen Moglichkeiten
entgeltlich gegen Zahlung einer Aufwandsentschadigung nach §3 Nr. 26a EStG ausgelibt
werden.

Die Entscheidung Uber eine entgeltliche Vereinstatigkeit nach Abs.2 trifft der Vorstand.

Im Ubrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins einen
Aufwendungsersatzanspruch nach §670 BGB fiir solche Aufwendungen, die ihnen durch die
Tatigkeit fiir den Verein entstanden sind. Hierzu gehoéren insbesondere Fahrtkosten,
Reisekosten, Porto, Telefon usw.

Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb des Geschéftsjahres nach seiner
Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen werden nur gewahrt, wenn die
Aufwendungen mit Belegen und Aufstellungen, die priiffahig sein missen, nachgewiesen
werden.
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§13 Ordentliche Mitgliederversammlung

(1)
(2)
(3)

(4)

(5)

(6)
(7)

Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins.
Eine ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal jahrlich statt.

Die Einladung der Mitgliederversammlung erfolgt durch den Vorstand schriftlich 4 Wochen
vorher unter Bekanntgabe der Tagesordnungspunkte.

Alle Mitglieder sind berechtigt, bis 2 Wochen vor dem Termin der Mitgliederversammlung
schriftliche Antrage zur Tagesordnung mit Begriindung beim Vorstand einzureichen. Darauf
ist in der Terminankiindigung unter Hinweis auf die Frist hinzuweisen.

Jede ordnungsmaRig einberufene Mitgliederversammlung ist ohne Riicksicht auf die Anzahl
der erschienenen Mitglieder beschlussfahig.

Der Versammlungsleiter und der Protokollfiihrer werden vom Vorstand bestimmt.

Alle Abstimmungen und Wahlen erfolgen offen per Handzeichen. Ausnahmen bildet die Wahl
des Vorstandes nach §§17.

§14 Auflerordentliche Mitgliederversammlung

(1)

(2)
(3)

Eine auBerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn dies im Interesse des
Vereins erforderlich ist.

Diese kann vom Vorstand oder im Rahmen eines Minderheitsverlangens von mindestens 20%
der Vereinsmitglieder beantragt werden. Der Vorstand muss innerhalb 3 Wochen eine
Entscheidung fallen und einen Termin bekannt geben.

Die Ladungsfrist betragt 2 Wochen.

Die Bekanntmachung und Einberufung einer aulerordentlichen Mitgliederversammlung,
sowie Tagesordnung erfolgen schriftlich.

§15 Zustandigkeit der ordentlichen Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung ist ausschlieBlich zustandig in folgenden Vereinsangelegenheiten:

a) Entgegennahme der Berichte des Vorstands

b) Entlastung des Vorstands auf der Grundlage des Berichts der Rechnungspriifer
c) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands,

d) Wahl und Abberufung der Rechnungspriifer,

e) Anderung der Satzung und Beschlussfassung iiber die Auflésung des Vereins,

f) Beschlussfassung Gber eingereichte Antrage.

§16 Rechnungspriifer

Die Mitgliederversammlung wahlt aus dem Kreis der stimmberechtigten Mitglieder mindestens
2 Kassenprifer, die nicht Mitglieder des Vorstands sind. Sie werden fiir ein Jahr, zu jeder
Mitgliederversammlung gewabhilt.
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§17 Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus
a) dem Vorsitzenden,
b) dem stellvertretenden Vorsitzenden,
c) dem Schatzmeister
d) 4 Vorstandsmitglieder

(2) Der Vertretungsberechtigte Vorstand im Sinnes des §26 BGB besteht aus dem Vorsitzenden,
dem stellvertretenden Vorsitzenden und dem Schatzmeister.

(3) Die Vorstandsmitglieder sind einzelvertretungsberechtigt.
(4) Die Amtszeit des Vorstands betragt 5 Jahre.

(5) Die Bestellung der Vorstandsmitglieder erfolgt durch Wahl in der Mitgliederversammlung. Es
sind getrennte Wahlvorginge fir jede Vorstandsfunktion durchzufiihren. Wiederwahl ist
zuldssig.

(6) Der Vorstand bleibt so lange im Amt, bis ein neuer gewahlt ist. Dies gilt auch fir einzelne
Vorstandsmitglieder. Maligebend ist die Eintragung des neuen Vorstandes ins
Vereinsregister. Die Ubergangszeit ist auf einen Monat beschrinkt und kann nicht verlangert
werden.

(7) Scheidet ein einzelnes Vorstandsmitglied wahrend der laufenden Amtsperiode, gleich aus
welchem Grund aus, so kann der Vorstand ein kommissarisches Vorstandsmitglied fir die
restliche Amtszeit berufen.

In der Ubergangszeit (ibernimmt der verbliebene Vorstand die Amtspflichten.

(8) Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn mehr als die Hélfte seiner Mitglieder anwesend sind.
Beschliisse werden mit der einfachen Mehrheit der erschienen Mitglieder gefasst.
Stimmengleichheit bedeutet Ablehnung.

§18 Aufgaben des Vorstands im Rahmen der Geschaftsfithrung

(1) Der Vorstand leitet und fihrt den Verein nach MaRgabe dieser Satzung und der Ordnungen,
wie es der Vereinszweck zur Forderung der Mitglieder und damit der Vereinsinteressen
erfordert.

(2) Der Vorstand regelt im Rahmen seiner Gesamtaufgaben die Aufgaben- und
Verantwortungsbereiche seiner Mitglieder selbst.

(3) Erist fur samtliche Vereinsangelegenheiten zustandig, soweit diese nach dieser Satzung nicht
ausdriicklich einem anderen Organ oder den Abteilungen zugewiesen sind.

§19 Stimmrecht und Wahlbarkeit

(1) Stimmrecht in der Mitgliederversammlung steht allen ordentlichen und auBerordentlichen
Mitgliedern ab Vollendung des 16. Lebensjahres zu.

(2) Das Stimmrecht kann nur personlich ausgelibt werden.

(3) Wahlbar in alle Gremien und Organe des Vereins und seine Abteilungen sind alle
geschaftsfahigen Mitglieder mit Vollendung des 18. Lebensjahres.
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§20 Beschlussfassung und Wahlen

(1) Die Mitgliederversammlung ist ohne Riicksicht auf die Anzahl der anwesenden Mitglieder
beschlussfahig.

(2) Die Organe des Vereins fassen ihre Beschliisse mit der einfachen Mehrheit der abgegebenen
Stimmen. Stimmenenthaltung und ungiltige Stimmen werden nicht berlcksichtig.
Stimmengleichheit bedeutet Ablehnung. Gleiches gilt bei Wahlen.

(3) Wird bei Wahlen nicht die erforderliche einfache Mehrheit erreicht, so ist der Wahlvorgang
zu wiederholen, indem dann die relative Mehrheit entscheidet.

§21 Protokolle

(1) Die Beschlisse der Organe sind schriftlich zu protokollieren und vom jeweiligen
Protokollfihrer, vom Vorsitzenden und einem Vorstandsmitglied zu unterzeichnen.

(2) Protokolle werden als Beschlussprotokoll geflihrt.

§22 Satzungsianderung und Zweckinderung

(1) Zu einem Beschluss, der eine Anderung der Satzung beinhaltet, ist eine Mehrheit von drei
Vierteln der erschienen Mitglieder erforderlich.

(2) Fur einen Beschluss, der eine Zweckdanderung beinhaltet, ist eine Mehrheit von drei Viertel
der erschienen Mitglieder erforderlich.

§23 Vereinsordnungen

(1) Der Verein gibt sich zur Regelung der Finanzen des Vereins eine Beitragsordnung.

(2) Die Beitragsordnung ist nicht Bestandteil dieser Satzung und wird daher nicht in das
Vereinsregister eingetragen. Die Beitragsordnung darf der Satzung nicht widersprechen.

(3) Fir Erlass, Anderung und Aufhebung der Beitragsordnung ist grundsatzlich die
Mitgliederversammlung zustandig, sofern nicht an anderer Stelle in dieser Satzung eine
abweichende Regelung getroffen wird.

(4) Zu ihrer Wirksamkeit muss die Beitragsordnung den Adressaten, insbesondere den
Mitgliedern des Vereins, bekannt gegeben werden. Gleiches gilt fir Anderungen und
Aufhebungen.

§24 Datenschutzrichtlinie

(1) Die Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten der Mitglieder und Mitarbeiter
durch den Verein erfolgt nur, soweit dies zur Erfiillung des Satzungszwecks erforderlich ist
oder im Einzelfall eine ausdrickliche Einwilligung des Betroffenen vorliegt.

(2) Die Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt im Rahmen der
Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes.

(3) Jedes Mitglied stimmt zu, dass Bilder und Filme, die im Rahmen des Férdervereins entstehen,
verwendet und veroffentlicht werden dirfen.
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§25 Haftungsbeschriankungen

(1)

Der Verein, seine Organmitglieder und die im Interesse und fir die Zwecke des Vereins im
Auftrag handelnde Personen haften gegeniiber den Mitgliedern im Innenverhaltnis nicht fir
fahrlassig verursachte Schaden oder Verluste, die Mitglieder im Rahmen des Vereinsbetriebs,
bei Benutzung von Anlagen oder Einrichtungen und Gerdten des Vereins oder bei
Veranstaltungen erleiden, soweit solche Schdden oder Verluste nicht durch die
Versicherungen des Vereins gedeckt sind. Soweit hiernach Versicherungsschutz besteht, ist
§31a Abs. 1 S. 2 BGB nicht anzuwenden.

(2) Werden die Personen nach Abs.(1) von Dritten im AuBenverhéltnis zur Haftung

herangezogen, ohne dass Vorsatz oder grobe Fahrldssigkeit vorliegt, so haben diese gegen
den Verein einen Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen zur Abwehr der Anspriiche sowie
auf Freistellung von den Anspriichen Dritter.

§26 Auflosung des Vereins und Vermogensanfall

(1)

(2)

Die Auflésung des Vereins kann nur in einer eigens zu diesem Zweck unter Einhaltung einer
Frist von 2 Wochen einberufenen auBerordentlichen Mitgliederversammlung beschlossen
wird.

In dieser Versammlung missen mindestens drei Viertel aller stimmberechtigten Mitglieder
anwesend sein. Wird diese Mehrheit nicht erreicht, ist innerhalb von 14 Tagen eine weitere
Mitgliederversammlung einzuberufen, die dann ohne Riicksicht auf die Zahl der anwesenden
Mitglieder beschlussfahig ist. Darauf ist in die Einladungen ausdriicklich hinzuweisen.

(3) Zur Auflésung des Vereins ist eine Mehrheit von vier Flinfteln der abgegebenen Stimmen

(4)

(5)

erforderlich.

Falls die Mitgliederversammlung nicht anderes beschlieRt, sind im Falle der Auflésung des
Vereins die Mitglieder des Vorstands nach §26BGB als Liquidatoren bestellt.

Bei Auflosung des Vereins oder bei Wegfall steuerbeglinstigter Zwecke fallt das Vermogen
des Vereins an die Gemeinde Oderwitz, die es unmittelbar und ausschlielRlich zur Férderung
des Feuerschutzes durch die Freiwillige Feuerwehr Oderwitz Ortsfeuerwehr Oberoderwitz zu
verwenden hat.

§27 Giiltigkeit der Satzung

(1)

Diese Satzung wurde durch die Mitgliederversammlung am 25.01.2017 beschlossen und tritt
mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft.

(2) Alle bisherigen Satzungen des Vereins treten mit der Eintragung dieser Satzung aufRer Kraft.

Seite 9 von 9



	§1 Name und Sitz 
	§2 Zweck des Vereins
	§3 Mitglieder des Vereins
	§4 Erwerb der Mitgliedschaft 
	§5 Beendigung der Mitgliedschaft
	§6 Austritt aus dem Verein - Kündigung der Mitgliedschaft
	§7 Ausschluss aus dem Verein
	§8 Beitragsleistungen- und Pflichten
	§9 Abwicklung des Beitragswesens
	§10  Die Vereinsorgane
	§11 Allgemeines zur Arbeitsweise der Organe und deren Mitglieder
	§12  Vergütung für die Vereinstätigkeit, Aufwandsentschädigung
	§13 Ordentliche Mitgliederversammlung
	§14 Außerordentliche Mitgliederversammlung
	§15  Zuständigkeit der ordentlichen Mitgliederversammlung
	§16 Rechnungsprüfer
	§17 Vorstand
	§18 Aufgaben des Vorstands im Rahmen der Geschäftsführung
	§19 Stimmrecht und Wählbarkeit
	§20 Beschlussfassung und Wahlen
	§21 Protokolle
	§22 Satzungsänderung und Zweckänderung
	§23 Vereinsordnungen
	§24 Datenschutzrichtlinie
	§25 Haftungsbeschränkungen 
	§26 Auflösung des Vereins und Vermögensanfall
	§27 Gültigkeit der Satzung

